
Wie weiter im Kampf für mehr
Personal  im  Krankenhaus-  und
Gesundheitsbereich?
von Helga Müller, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung gemeinsam
mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der LFI) zum 8.
März 2023

Nachdem innerhalb eines Jahres – 2021 in Berlin bei Charité und Vivantes
und 2022 bei den 6 Unikliniken in NRW – Tarifverträge für Entlastung durch
wochenlange Durchsetzungsstreiks erreicht werden konnten, ist es an der
Zeit, Bilanz zu ziehen und sich Gedanken zu machen, wie der Kampf für mehr
Personal  bundesweit  erfolgreich  weitergeführt  werden  kann.  Auch  wenn
beide Kämpfe zu einem erfolgreichen Abschluss kamen mit der Durchsetzung
von Tarifverträgen für Entlastung – in NRW ein gemeinsamer Tarifvertrag für
alle 6 Unikliniken –, sind weder an diesen Krankenhäusern bereits die Stellen
besetzt noch die fehlenden bundesweit im Pflegebereich und den übrigen
Abteilungen durchgesetzt.

Die  Errungenschaften  der  beiden
Krankenhausbewegungen
1. Erfolgreiche Mobilisierungen der Belegschaften und Einbeziehung
dieser in die Entscheidungen über ihre Forderungen:

Die  Kolleg:innen  der  verschiedenen  Abteilungen  wurden  aktiv  in  die
Aufstellung  der  Forderungen  pro  Abteilung  und  Schicht  einbezogen,  sie
haben  selbst  darüber  diskutiert  und  entschieden,  mit  Hilfe  von
Teamdelegierten.  Damit  verbunden  war  eine  aktive  und  erfolgreiche
Mitgliederwerbung,  was  zu  einen  höheren  Organisationsgrad  führte.
Dadurch  wurden  wochenlange  Durchsetzungsstreik  möglich.

2. Einbeziehung aller Kolleg:innen aller Abteilungen in den Kampf
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und die Aufstellung der Forderungen:

Vor allem in NRW wurden auch die Bereiche außerhalb der Pflege – wie
Krankentransport, IT, Rettungssanitäter:innen etc. – in die Aufstellung der
Forderungen und den Kampf dafür einbezogen.

3. Ansätze einer demokratischen Streikführung:

Vor allem in der Krankenhausbewegung Berlinhaben die Aktivist:innen dafür
gesorgt, dass aktive Kolleg:innen aus den Abteilungen in die Tarifkommission
entsandt  wurden und jeder  Schritt  mit  den Teamdelegierten  besprochen
wurde.  In  NRW wurde  das  Ergebnis  auf  Streikversammlungen in  den  6
Unikliniken zur  Diskussion  gestellt  und abgestimmt.  Es  wurde,  außer  in
Düsseldorf,  mehrheitlich  angenommen.  Zum  anderen  hatte  sich  die
Tarifkommission – freiwillig – dazu bereit erklärt, erst zuzustimmen, wenn
bei der Urabstimmung über das Ergebnis auch die Mehrheit einwilligt. Die
magere Zustimmung von 73,58 % in NRW im Vergleich zu über 96 % in
Berlin zeigt, dass die Kolleg:innen sich selbst Gedanken über das Ergebnis
gemacht  haben  und  sich  nicht  allein  auf  die  Zustimmung  der
Tarifkommission  verließen.

Dies alles wurde von den Kolleg:innen selbst durchgesetzt. Weder von den
Organizer:innen noch von den ver.di-Verantwortlichen war vorgesehen, die
Teamdelegierten oder den Delegiertenrat der 200 der 6 Unikliniken in NRW
als  Kontroll-  und  Entscheidungsorgane  über  den  Streikverlauf  und  die
Tarifkommission einzusetzen. Letzten Endes lag die Entscheidung über die
Fortführung  des  Kampfes  und  über  die  Annahme  des  Abschlusses   –
zumindest  in  Berlin  –  bei  der  Tarifkommission  und  den  ver.di-
Verantwortlichen.

4.  Solidaritätsaktionen  durch  die  arbeitende  Bevölkerung  und
öffentliche  Kundgebungen  der  Streikenden:

In  beiden  Krankenhausbewegungen  wurden  Treffen  mit  Initiativen  und
Kolleg:innen  aus  Betrieben  or-ganisiert.  Am  weitestgehenden  waren  die
gemeinsamen  Solidaritätsaktionen  in  Berlin:  Dort  wurden  vor  allem
gemeinsame  Aktionen  mit  der  Kampagne  „Deutsche  Wohnen  enteignen“



organisiert,  aber  auch  mit  den  im  Streik  befindlichen  Kurier:innen  von
Gorillas.  Teilweise  kam  es  auch  zu  gemeinsamen  Soliaktionen  mit
Kolleg:innen  aus  einzelnen  Betrieben.  Aber  weder  vom  DGB  noch  von
anderen DGB-Gewerkschaften gab es den Willen, gemeinsame Soliaktionen
zu organisieren. In Berlin und NRW organisierten die Kolleg:innen große und
machtvolle Kundgebungen und Demos.

5.  Nachhaltigkeit:  von  den  Teamdelegierten  zum  Aufbau  fester
Strukturen  und  Organe:

Zumindest  in  Berlin  gab  es  die  Aussage,  von  Aktivist:innen  aus  den
Teamdelegiertenstrukturen auch systematische und kontinuierliche Gremien
wie ver.di-Betriebsgruppen und Vertrauensleutekörper aufzubauen. Das wäre
ein Fortschritt, da damit nicht immer wieder zu Beginn eines Arbeitskampfes
neue Strukturen zur Mobilisierungen geschaffen werden müssten.

Doch was hat gefehlt? Was sind die Konsequenzen für die Fortführung eines
erfolgreichen Kampfes für mehr Personal daraus?

Was hat gefehlt?
1.  Fehlende  Kontrolle  über  den  Kampfverlauf  und  über  die
Abstimmung  des  Ergebnisses:

Es gab zwar Fortschritte bzgl. der Transparenz über die Verhandlungen (s.
Punkt  3  oben),  aber  letzten  Endes  hatten  immer  noch  die  ver.di-
Verantwortlichen  die  Kontrolle  über  Streikverlauf  und  das  Ergebnis.
Deswegen  braucht  es  klare  Strukturen/Organe,  die  den  Kolleg:innen
gegenüber  rechenschaftspflichtig  und  jederzeit  abwählbar  sein  müssen.

Dafür würde sich ein Streikkomitee, wie es an der Uniklinik Essen im Kampf
um  den  TVE  aufgebaut  wurde,  anbieten.  Dieses  wurde  aus  von  den
Kolleg:innen  gewählten  Delegierten  aus  den  verschiedenen  Abteilungen
gebildet.  Die  Delegierten  waren  direkt  den  Kolleg:innen  gegenüber
rechenschaftspflichtig  und konnten jederzeit  neu gewählt  werden.  Dieses
Komitee hatte sich zur Aufgabe gestellt, den Diskussionsprozess unter den
Kolleg:innen über die Zwischenverhandlungsergebnisse und den Fortgang



des  Kampfes  zu  organisieren.  Dafür  wurden  Streikversammlungen
einberufen,  auf  denen  die  Kolleg:innen  über  den  Zwischenstand  der
Verhandlungen der Tarifkommission (TK) informiert wurden und sie auch
darüber  entschieden,  ob  diese  zu  akzeptieren  sind  oder  der  Streik
weitergeführt  werden  muss.  In  dieser  Phase  hatten  sie  tatsächlich  die
Entscheidung über ihren Kampf um mehr Personal unter ihrer Kontrolle. Und
im Voraus  wurde  mit  der  TK vereinbart  –  wohlgemerkt,  eine  freiwillige
Vereinbarung der TK mit dem Streikkomitee (!) –, keine Entscheidung ohne
Diskussion  unter  den  Kolleg:innen  zu  fällen.  Auch  die  gewählten
Teamdelegierten würden sich dafür anbieten, ein solches Streikkomitee zu
bilden,  aber  die  oben  aufgeführten  Bedingungen  müssten  auch  hier
konsequent angewendet werden. Aber von Seiten des ver.di-Apparates waren
die Teamdelegierten nie als Organ oder Struktur vorgesehen gewesen, damit
die  Kolleg:innen  wirklich  über  ihren  Kampf  selber  entscheiden  können,
sondern eher als Element, sie überhaupt mobilisieren zu können, durchaus,
indem  sie  über  ihre  Forderungen  selber  diskutieren  und  entscheiden
konnten.  Auch  die  Organizer:innen  haben  dem  politisch  nichts
entgegengesetzt. Diese Teamdelegierten sind sicherlich ein demokratisches
Element,  was  auch  gezeigt  hat,  dass  die  Kolleg:innen  selbst  am besten
wissen, welcher Personalschlüssel und welche anderen Bedingungen nötig
sind, um eine gute Gesundheitsversorgung zu realisieren. Das war durchaus
ein  demokratisches  Element,  mit  dessen  Hilfe  sie  auch  tatsächlich  für
mehrwöchige  Durchsetzungsstreiks  mobilisiert  werden  konnten.  Diese
E r r u n g e n s c h a f t e n  w ä r e n  a u c h  V o r b i l d  f ü r  p e r m a n e n t e
Vertrauensleutestrukturen, die auch nach dem Streik weiter existieren und
sich die Aufgabe stellen, mit den Kolleg:innen in Diskussion zu bleiben und
im Falle eines Streiks wieder dafür zu sorgen, dass sie nicht nur über die
Forderungen, sondern auch über den Kampf diskutieren und entscheiden
können.

2. Kontrolle über die Sanktionen bei Nichteinhaltung der Regelungen
aus dem TVE:

Beide TVE enthalten die  Regelung,  Punkte zu sammeln,  wenn Schichten
unterbesetzt arbeiten. Ab einer bestimmten Punktezahl (gestaffelt) soll ein



Freizeitausgleich  erfolgen.  Die  Hoffnung  dabei:  dadurch  würde
ökonomischer Druck auf die Klinikleitungen ausgeübt, um neue Kolleg:innen
einzustellen. Doch zum einen zögern diese – wie bei Vivantes in Berlin, in
NRW  erhalten  sie  1  ½  Jahre  Zeit,  um  eine  entsprechende  Software
einzuführen – die Umsetzung dieses Punktesystems hinaus.  Zum anderen
kann diese  Verfahrensweise  auch dazu führen,  dass  es  zum Aufbau von
Langzeitarbeitszeitkonten  missbraucht  wird,  ohne  dass  es  zu  einem
sofortigen  Freizeitausgleich  kommt.  Damit  verpufft  die  Wirkung.  Die
Kolleg:innen  selbst  –  dafür  würden  sich  die  Teamdelegierten  bzw.  der
Delegiertenrat anbieten – müssen über die Sanktionen entscheiden können,
wenn  die  Regelungen  nicht  eingehalten  werden:  wie  Bettensperrungen,
Nichteinbestellung  von  Patient:innen,  Verschiebung  von  nicht  sofort
notwendigen OPs etc. Diese hatten schon während der Streikphase – sofern
keine Notdienstvereinbarungen zustande kamen – selbst entschieden, wann
wie viele Betten gesperrt oder Patient:innen einbestellt werden.

Vor Einführung der Punkteregelung in den TVE waren u. a. solche Maßregeln
vorgesehen .  D ie  Entsche idung  darüber  l ag  aber  be i  den
Pflegedienstleitungen,  die  letzten  Endes  der  Klinikleitung  gegenüber
rechenschaftspflichtig sind und nicht den Kolleg:innen. Aber es sind Letztere
selbst,  die  ein  ernsthaftes  Interesse  daran  haben,  dass  sich  die
Arbeitsbedingungen  ändern  müssen.  Deswegen  müssen  sie  die
Entscheidungen  über  Sanktionen  in  den  Händen  halten.

3.  Bundesweiter  Kampf  aller  Kliniken  für  mehr  Personal  statt
Häuserkampf:

Der TVE in NRW wurde in einem 79-tägigen Durchsetzungsstreik aller 6
Unikliniken durchgesetzt.  Das ist der richtige Weg, um mehr Schlagkraft
gegenüber  den  Klinikleitungen  zu  entwickeln.  Alle  Kliniken  –  egal  ob
privatwirtschaftlich  organisiert  oder  noch  unter  kommunaler  oder
Landesverwaltung stehend – müssen von ver.di gemeinsam in den Kampf für
mehr  Personal  und  bessere  Arbeitsbedingungen  geführt  werden.  Dafür
würde sich die Tarifrunde im öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen
anbieten: Alle Kolleg:innen aus den kommunalen Krankenhäusern sind zu
Streiks aufgerufen zusammen mit  denen aus dem Erziehungsbereich,  die



auch seit Jahren unter Personalmangel leiden. Die Aktivist:innen aus den
beiden Krankenhausbewegungen, die Veranstaltungen organisieren und ein
persönliches Netzwerk aufbauen, könnten zu einer bundesweiten Konferenz
aller  Kolleg:innen  aus  dem  Gesundheitsbereich  aufrufen  und  dort  über
weitere Schritte für einen erfolgreichen Kampf für mehr Personal bundesweit
diskutieren und entscheiden.

4.  Notwendigkeit  eines  gesamtgesellschaftlichen  Kampfes  gegen
Privatisierung  und  DRGs  –  bis  hin  zum politischen  Streik:

Alle Erfahrungen aus den bisherigen Kämpfen für Entlastung zeigen: Das
Hauptproblem liegt in der Finanzierung des Gesundheitssystems. Solange die
DRGs,  die  nicht  die  Gesamtkosten  einer  Behandlung  refinanzieren,
existieren, solange im Gesundheitssektor – durch die Privatisierungen – das
oberste  Gebot  die  Profitlogik  ist,  wird  sich  an  der  Pflegemisere  und
Stellensituation in den Krankenhäusern nichts ändern!

Deswegen:

Abschaffung der Fallpauschalen!
Für  eine  Refinanzierung,  die  die  gesamten  Behandlungskosten
umfasst.!
Rekommunalisierung  und  Verstaatlichung  aller  privatisierten
Kliniken unter Kontrolle der Beschäftigten und Patient:innen, die ein
In teresse  an  guten  Arbe i t sbed ingungen  und  guten
Gesundheitsversorgung  haben.

Dafür  braucht  es  eine  gesellschaftliche  Kraft:  das  Personal  aus  den
Krankenhäusern zusammen mit dem in den Betrieben, die ein Interesses an
einer  guten,  flächendeckenden Gesundheitsversorgung haben,  gemeinsam
für die Abschaffung der DRGs, Wiederverstaatlichung privatisierter Kliniken
unter Kontrolle der Beschäftigten und der Patient:innen kämpfen. Das ist
eine gesellschaftliche Aufgabe, die sich die DGB-Gewerkschaften gemeinsam
auf  die  Fahne  schreiben  und  dafür  mobilisieren  müssen  bis  hin  zum
politischen Streik!



Tarifrunde  öffentlicher  Dienst  –  Bund/Kommunen  nutzen,  um
Strukturen aufzubauen, mit denen für ausreichend Personal und gute
Arbeitsbedingungen gekämpft werden kann!

Leider hat  ver.di  davor zurückgeschreckt,  diese Tarifrunde auch für  den
Kampf für mehr Personal zu nutzen. Dabei hätte man eine Verbindung über
den  Gesundheitsbereich  hinaus  organisieren  können,  denn  die  GEW-
Kolleg:innen aus Berlin streiken bereits  seit  mehreren Wochen für einen
Gesundheits-Tarifvertrag mit  der Hauptforderung nach kleineren Klassen,
weil  auch hier  der Personalnotstand eklatant  ist.  Die Bedingungen dafür
wären gut: zum einen hatten die Beschäftigten aus den Unikliniken in NRW
es allen praktisch vor Augen geführt, dass ein konsequenter gemeinsamer
Kampf für mehr Personal erfolgreich in einem Tarifvertrag enden kann. Zum
anderen  sind  gerade  in  dieser  Tarifrunde  alle  Kolleg:innen  aus  den
kommunalen Krankenhäusern zu Arbeitskampfmaßnahmen aufgerufen. Diese
könnten zusammen mit Erzieher:innen und Lehrer:innen für insgesamt mehr
Personal streiken verbunden mit einer Bezahlung, die auch tatsächlich die
Preissteigerungen auffängt! Das erweitert die Durchsetzungskraft und wäre
sicherlich  für  viele  Kolleg:innen  noch  ein  zusätzlicher  Motivationsfaktor
gewesen,  sich  in  dieser  Tarifrunde  an  Arbeitskampfmaßnahmen  zu
beteiligen.  Es ist  jetzt  nötig,  dass die Kolleg:innen in den verschiedenen
gewerkschaftlichen Strukturen, seien es Vertrauensleute,  Betriebsgruppen
oder  neu  aufzubauende  gewerkschaftliche  Organe  oder  auch  in  lokalen
Gremien,  von den ver.di-Verantwortlichen verlangen,  auch die  Frage des
Personalnotstandes bundesweit anzugehen! Dafür sind bundesweite Streiks
für  einen  Flächentarifvertrag  Entlastung  und  eine  Kampagne  gegen
Privatisierung,  Abschaffung  der  Profitlogik  in  der  öffentlichen
Daseinsvorsorge, wozu ja der ganze Gesundheitsbereich gehört, und für ein
Ende des gesamten Fallpauschalensystems und für die Refinanzierung der
realen Behandlungskosten nötig. Dies brauchen wir mehr denn je, da  durch
die  Pandemie  und  der  dadurch  angefallenen  Versorgung  vieler
Schwerkranker auf Intensivstationen viele kommunale Krankenhäuser in eine
finanzielle  Schieflache  gebracht  wurden.  Doch  ändert  auch  die
Lauterbach’sche „Revolution“ nichts am Fallpauschalensystem. Im Gegenteil!
Die  angestrebte  verstärkte  Ambulantisierung  der  Gesundheitsversorgung



wird unwillkürlich zu einem weiteren Krankenhaussterben beitragen. Das
Mindeste, was in dieser Tarifrunde passieren muss, und das ist nicht allein
die Verantwortung der gewerkschaftlich Aktiven im Betrieb oder auf lokaler
Ebene, sondern eben auch aller Gewerkschaftssekretär:innen, ist, dafür zu
sorgen,  dass  funktionierende  gewerkschaftliche  Basisorgane  in  den
Betrieben  entstehen,  die  die  Kolleg:innen  nicht  als  Manövriermasse
verstehen, sondern als aktive Kämpfer:innen für bessere Arbeitsbedingungen
und die tatsächlich Änderungen durchsetzen können.

Damit dies wirklich umgesetzt wird,  ist  es nötig,  eine politische Kraft  in
ver.di, aber auch allen anderen Gewerkschaften zu organisieren. Diese muss
sich bewusst gegen den Anpassungskurs der Gewerkschaftsführungen an die
Interessen  des  Kapitals  und  der  Regierenden  stellen  und  sich  zum Ziel
s e t z e n ,  d i e  G e w e r k s c h a f t e n  w i e d e r  z u  h a n d e l n d e n
Verteidigungsinstrumenten  der  gesamten  Klasse  umzukrempeln.  Unserer
Meinung nach sind die Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften (VKG)
und ihre lokalen Strukturen im Moment das beste Mittel dazu, um darüber zu
diskutieren und Konsequenzen fürs Handeln daraus zu ziehen (siehe auch
unter: www.vernetzung.org).

#wirfahrenzusammen:  Streiks
im Leipziger Nahverkehr
von Niliam, zuerst erschienen bei der Gruppe Arbeiter:innenmacht, Februar
2023

Zweimal stand der ÖPNV Leipzigs in den letzten Tagen komplett still.

Am  Mittwoch,  dem  22.02.  fanden  wie  auch  am  Freitag,  dem  17.02.
Warnstreiks  statt.  Nachdem  letzte  Woche  alle  vom  TVöD  (Tarifvertrag
öffentlicher Dienst,  unter ihn fällt  auch Leipzigs Nahverkehr) betroffenen
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Beschäftigten  streikten,  waren  es  am  Mittwoch  ausschließlich  die
Beschäftigten  der  LVB  (Leipziger  Verkehrsbetriebe).  Der  für  den  Streik
gewählte Tag war brisant: trafen doch RB Leipzig und Manchester City im
Rahmen  eines  Champions  League  Spiels  aufeinander.  Tausende  von
Menschen  und  internationale  Gäste  waren  zu  erwarten.  Ein  erheblicher
Reputationsverlust für die Stadt Leipzig war vorauszusehen.

Dies unterstreicht einmal mehr den Kampfeswillen der Beschäftigten, nach
ihrer  Forderung von 10,5% mehr Lohn,  aber  mindestens 500€ bei  einer
Laufzeit von 12 Monaten für die nächste Verhandlungsrunde Ende März. Wir
zeigten uns im Rahmen der Kampagne #wirfahrenzusammen u.a. zusammen
mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht an Streikposten in der Stadt und auf der
Großkundgebung am Freitag mit den Streikenden solidarisch. Auch wenn es
sich nur um eine reine Lohntarifrunde handelt, müssen wir doch klarmachen,
dass der Ausbau des ÖPNV dringend für eine Mobilitätswende gebraucht
wird.

Während der Nahverkehr oft vernachlässigt, teuer und schlecht ausgebaut
ist, wird immer noch auf klimaschädliche Fortbewegungsmittel gesetzt. Wir
fordern massive Investitionen in den Nahverkehr – für die Beschäftigten, für
das Klima und für die Fahrgäste! Sachsen ist Schlusslicht, was die Bezahlung
der Beschäftigten im ÖPNV angeht!



Urabstimmung für Erzwingungsstreiks jetzt!
Letzten Freitag waren wir bereits ab Streikbeginn um 3 Uhr morgens am
Betriebshof „Angerbrücke“.

Mit  den  Beschäf t ig ten  haben  wir  uns  über  d ie  sch lechten
Arbeitsbedingungen sowie die bestehenden Ängste und Sorgen hinsichtlich
der  stark  gestiegenen  Verbraucherpreise  ausgetauscht  und  darüber
gesprochen, weshalb die Forderung der Tarifrunde das Mindeste ist, auf was
sich eingelassen werden sollte. Sie durchzusetzen wird nur möglich, wenn
die  Verantwortlichen  von  ver.di  schnell  dazu  getrieben  werden,  eine
Urabstimmung  für  Erzwingungsstreiks  durchzuführen.

Wichtig ist die gemeinsame Organisation im Arbeitskampf – der Klimaschutz
steht nicht gegen die Arbeitsplätze,  wie uns die Kapitalist:innen oft  weis
machen wollen. Die Klimabewegung kämpft mit den Beschäftigten für die
gleichen  Interessen!  Gemeinsam  werden  wir  am  03.03.  den  globalen



Klimastreik  in  Leipzig  unterstützen.

Unsere Solidarität bedeutet auch Fahrgastgespräche zu führen und auf die
berechtigten Belange der Streikenden aufmerksam zu machen. Der ÖPNV
muss  für  eine  klimaneutrale  Zukunft  zwingend  ausgebaut  werden.  Mit
Plakaten wurde an den Haltestellen darauf aufmerksam gemacht, weshalb
die Busse und Bahnen still standen. Mit den Gäst:innen haben wir über die
Gründe  des  Streiks  gesprochen  und  wie  berechtigt  und  wichtig  die
Unterstützung dieser ist  –  höhere Löhne dürfen nicht durch Ticketpreise
ausgeglichen  werden!  Im  Gegenteil  fordern  wir  einen  kostenlosen
Nahverkehr,  der  durch  die  Besteuerung  der  Gewinne  von  VW  und  Co.
finanziert wird.

Am Freitagvormittag kamen rund 2.000 Beschäftigte auf die Kundgebung der
Gewerkschaft  ver.di.  Das  Bündnis  #wirfahrenzusammen  hielt  einen
Redebeitrag  über  den  gemeinsamen  Kampf  von  Klimaschutz  und  den
Forderungen  für  den  Tarifvertrag.  Die  Masse  zog  nach  weiteren
Redebeiträgen einmal ums Leipziger Rathaus und machte OB Burkhard Jung
deutlich  klar:  „Zusammen  geht  mehr“  und  dass  die  vergangenen  und
zukünftigen Reallohnverluste zwingend aufgefangen werden müssen!

Die Arbeitgeberseite  hat  ein erstes  Angebot  vorgelegt,  welches nicht  als
solches bezeichnet werden kann. Ihr Vorschlag: Eine Lohnerhöhung von drei
Prozent  zum 1.  Oktober  2023,  sowie  eine  weitere  lineare  Erhöhung der
Entgelte  um  zwei  Prozent  zum  1.  Juni  2024.  Statt  eines  monatlichen
Mindestbetrags  mit  sozialer  Komponente  bieten  die  Arbeitgeber  zwei
einmalige Inflationsausgleichszahlungen an: 1.500 Euro im Mai 2023 und
erneut  1.000  Euro  im  Januar  2024.  Für  Nachwuchskräfte  sollen  die
Einmalzahlungen  750  Euro  bzw.  500  Euro  betragen.

Fallen wir nicht darauf rein! Mit Einmalzahlungen und Verlängerung der
Dauer  des  Tarifvertrages  versuchen  die  Arbeitgeber  eine  wirkliche
Verbesserung  vorzutäuschen.  Diese  bedeuten  aber  weiterhin
Reallohnverluste,  welche  nicht  hinnehmbar  sind.  Auch  wenn  ver.di  das
Angebot sicher nicht annimmt, heißt es wachsam sein! Es wäre nicht das
erste  Mal,  dass  sich  die  Tarifkommission  auf  einen  faulen  Kompromiss



einlässt.

Verkehrswende  he ißt  gute  Arbei tsbedingungen  für
Nahverkehrsarbeiter:innen!
Macht Stunk – die ver.di-Verantwortlichen müssen zur Einleitung der
Urabstimmung gezwungen werden! Kündigt die Schichtungsklausel!
Für einen Streik in den Händen der Beschäftigten: Organisiert Euch
selbst  im  Betrieb,  wählt  ein  Streik-  und  Aktionskomitee,  fordert
öffentliche  Verhandlungen  sowie  eine  direkte  Wähl-  und
Abwählbarkeit  der  Tarifkommission!
Gewerkschaften und Lohnabhängige in die Offensive!



Wenn das Paket nicht kommt, ist
der Konzern schuld!
In der Deutschen Post AG wird gestreikt. Zwischen dem 18. und 20. Januar
waren über 33 Tausend Beschäftigte für 15% mehr Gehalt, sowie 200€ mehr
Ausbildungsvergütung auf der Straße. Der Konzern macht dabei kaum einen
Schritt auf die Arbeiter_innen zu.

Notstand im Krankenhaus: Was
hat  sich  im  Verlauf  der
Pandemie geändert?
Interview mit Anne Moll, Krankenschwester in Bremen, Fight!
Revolutionäre Frauenzeitung Nr. 9, März 2021

Fight Wie stellt sich im Moment bei Euch die
Situation im Krankenhaus ganz konkret dar?
Ich arbeite im Klinikverbund Gesundheit Nord gGmbH in Bremen,
einem  kommunalen  Krankenhausverbund  der  Maximalversorgung.  Es
gehören
vier Häuser, über die Stadt verteilt, dazu, die über 3.000 Betten
verfügen. Dort arbeiten 8.000 Menschen zur Versorgung der Bremer
Bevölkerung und der aus dem niedersächsischen Umland.

Arbeitsüberlastungen und Personalmangel gehören seit Jahren zum
Alltag.

Mit Ausbruch der Pandemie im Frühjahr 2020 wurde deutlich, dass
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das Krankenhaus nicht über genügend Intensivplätze für
beatmungspflichtige Patient_Innen verfügte . Außerdem stand der
Mangel an Schutzausrüstung für die Beschäftigten  ganz oben
auf der Liste der Probleme neben dem an gut ausgebildeten
Fachkräften, um die intensivpflichtigen Patient_Innen zu versorgen.

Seit November, mit der sogenannten 2. Welle, war es eine
Erleichterung, dass neue Intensiveinheiten aufgebaut worden waren.
Auch an Schutzkleidung gibt es quantitativ keinen Mangel mehr. Die
Qualität ist aber oft ungenügend, weil Schutzmasken teilweise nicht
auf Virenschutz getestet wurden oder Schutzkleidung schon beim
Anziehen reißt.

Das Hauptproblem bildet jetzt noch mehr der Notstand an
Fachkräften zur Versorgung. Das betrifft vor allem das ärztliche,
die Pflege und das Reinigungspersonal. Es wurde über die
Sommermonate so gut wie nichts zum Aufbau von mehr gut ausgebildetem
Personal unternommen. Außerdem sind in diesem Bereich nicht wenige
Fachkräfte abgewandert, weil sie den Arbeitsdruck nicht aushielten.
Und natürlich erkranken auch weiter Beschäftigte an Covid-19.

Fight: Wie kam es zu der Entwicklung? Worauf ist
zurückzuführen, dass das Gesundheitswesen sich in den
Sommermonaten
nicht besser vorbereitet hat auf eine mögliche 2. Welle
?
Hier in Bremen wie in allen Krankenhäusern ging es darum, die
Kosten des Lockdowns wieder einzufahren. Zudem wurden auch in den
Sommermonaten starke Einschränkungen aufrechterhalten. Nur sehr
begrenzt wurden wichtigste Fortbildungen angeboten, oft dann doch
kurzfristig wieder abgesagt. Das Klinikum Bremen Nord hat bis heute
keine Alternativen zu Präsenzfortbildungen entwickelt.



Fight: Was hat sich bei den
Beschäftigtenvertretungen seit dem Sommer verändert?
Der Betriebsrat wirkt wie abgetaucht. Es gab im Sommer eine
Einladung zu einer Betriebsversammlung, die dann wieder abgesagt
wurde, weil der Versammlungsraum doch nicht den Hygienevorschriften
entsprach. Auch hier werden keine Alternativen entwickelt.

Die Gewerkschaft ver.di fordert ja schon seit Jahren bessere
Arbeitsbedingungen mit der Kampagne „Der Druck muss raus“, tut
aber wenig dafür. So hat sie die Tarifverhandlungen im Herbst 
nicht mit Arbeitszeitverkürzung oder der Kampagne „Mehr Personal
im Krankenhaus“ verbunden. Auch hat sie nicht flächendeckend
bundesweit zu Warnstreiks mobilisiert.

Die Beschäftigten selbst schaffen es in Bremen bis heute nicht,
sich selbst zu organisieren. Dabei gibt es bundesweit einige gute
Ansätze, darunter zwei bundesweite Vernetzungen. Einmal die zur
Forderung einer Aktivenkonferenz, die sich im Sommer formiert hat.
Daneben die für mehr Personal im Krankenhaus, die es jetzt schon 4–5
Jahre gibt.

Die Beschäftigten gehen aber überall vor allem einen
individuellen „Lösungs“weg:

Sie arbeiten Teilzeit, wenn das möglich ist, wechseln die
Abteilungen, zu möglichst weniger belastender Arbeit und gehen vor
allem ganz aus den Krankenhäusern und oft auch aus den Berufen raus.

Fight: Welche sofortigen Maßnahmen wären aus
Deiner Sicht nötig, um mit der zusätzlichen Belastung
klarzukommen?
Die Sofortmaßnahme heißt gestern wie heute : MEHR PERSONAL,
bessere Bezahlung und bessere Arbeitsbedingungen wie z. B.
Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich, sichere Dienstpläne,
sichere Pausen.



In Bremen gibt es eine Studie der Arbeitnehmerkammer
(„Pflegepersonal entlasten, halten und gewinnen“ von Dr. Jennie
Auffenberg), die besagt, dass eine geschätzte Anzahl von zwischen
120.000 und 200.000 Pflegekräften, die den Beruf verlassen haben,
wiederkommen könnten, wenn sich die Bedingungen ändern.

Als erste Schritte wären sofort umzusetzen :

Lohnsteigerung von 500 Euro
monatlich für die unteren Gehaltsstufen
Arbeitszeitverkürzung, den 3-Schicht- auf einen
4-Schichtbetrieb umstellen, bei vollem Lohnausgleich

Zur Zeit passiert gerade das Gegenteil. Die Beschäftigten in den
Krankenhäusern  und Pflegeeinrichtungen sollen trotz ihrer
schon chronischen Überlastung auch noch die Covid-19-Schnellteste
durchführen und wurden für Impfungen angefragt.

Frage: Welche lang-/mittelfristigen Maßnahmen
sind  deiner  Meinung  nach  nötig,  um  den
Pflegenotstand  insgesamt  zu
beseitigen?
Die Krankenhäuser, aber auch die Pflegedienste, Altenheime,
Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen sowie der Jugendhilfe
müssen in öffentlicher Verantwortung geführt werden. Nur so kann
die Voraussetzung geschaffen werden, dass das Personal nach
Tarifvertrag bezahlt wird und Arbeitsschutzmaßnahmen umgesetzt
werden. Es braucht einen Flächentarifvertrag für alle, die im
Gesundheitssystem arbeiten, auch für die sogenannten patientenfernen
Berufe wie Reinigung und Logistik. Es ist dringend notwendig, dass
die Beschäftigten mit entscheiden über die Gestaltung ihrer
Arbeitsbedingungen, d. h. die Gesundheitsversorgung gehört
unter Kontrolle der Beschäftigten und Patient_Innen.

Dafür brauchen wir eine Basisopposition, die Aktionen
organisieren kann und für eine antibürokratische,



klassenkämpferische Neuausrichtung der Gewerkschaften kämpft.

Dafür trete ich in bestehenden Bündnissen und Vernetzungen aktiv
ein. Vielleicht bist Du demnächst dabei?

Fight: Vielen Dank für das Interview und viel
Erfolg.
Das Interview wurde im Januar 2021 geführt.

Der  Abschluss  für  den
Öffentlichen  Dienst  und  die
Linke
z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  a m  2 1 . 1 1  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2020/11/21/der-abschluss-fuer-den-oeffentliche
n-dienst-und-die-linke/

Mattis Molde

Die erste große Tarifrunde nach Beginn der Pandemie und der Vertiefung
der Wirtschaftskrise ist vorbei. Der öffentliche Dienst hat Maßstäbe auch für
die nächsten Runden gesetzt. Aber es ging nicht nur um die ökonomischen
Verkaufsbedingungen  der  Ware  Arbeitskraft.  Es  ging  um mehr.  Es  ging
darum,  wie  sich  die  Arbeiter_Innenklasse  politisch  aufstellt  in  einer
entscheidenden  historischen  Phase,  in  der  sich  eine  Krise  des
kapitalistischen Systems entfaltet, die tiefer und länger zu werden verspricht
als die vor 10 Jahren, ja jetzt schon mit der von 1931 verglichen wird. Die
begleitet ist von Krisen der politischen Systeme nicht nur in Halbkolonien,
sondern auch in den Zentren der Macht wie in den USA und der EU. Die
dominiert wird von rechten Massenmobilisierungen und Wahlerfolgen, in der
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es aber auch Gegenbewegungen gibt.

Ausverkauf

Das Kapital und sein Staat haben sich in dieser Tarifrunde von Anfang an
klar positioniert.  Das war zu erwarten. Die ver.di-Führung ignorierte das
anfangs trotzdem und streute ihren Mitgliedern Sand in die Augen, als sie
von  einer  „Politik  der  ausgestreckten  Hand“  schwadronierte.  Als  diese
Vorgangsweise scheiterte, erklärte sie es zum Ziel der Warnstreiks, dass die
Arbeit„geber“_Innen „endlich ein Angebot vorlegen“. Die Forderung von 4,8
% mit einer Laufzeit von einem Jahr war damit schon unauffällig ersetzt.
Entsprechend haben die  Spitzenverhändler_Innen das  „respektlose“  erste
Angebot der Arbeit„geber“_Innenverbände in der letzten Verhandlung nur
durch Umverteilung unter den Beschäftigten modifiziert, im Volumen kaum
erhöht und dann zu „respektabel“ umgetauft. Diese Einschätzung macht nur
dann einen Sinn, wenn man einen Streik von vorneherein ausschließt, wie es
offensichtlich  die  ver.di-Führung  getan  hat,  und  noch  nicht  einmal  eine
Streikvorbereitung als Drohpotential aufbaut. Das macht diese Niederlage
zur Kapitulation. Das haben wir an anderer Stelle ausführlich dargelegt. Eine
Niederlage zu erleiden, ist eine Sache, eine andere, die richtigen Schlüsse
daraus zu ziehen.

Viele linke Gruppen und Personen haben das Ergebnis analysiert und fast
alle  kommen  zum  Schluss,  dass  es  ein  schwacher  Abschluss  war,  der
meilenweit von der Forderung entfernt war. Aber die meisten betonen, dass
immerhin weitergehende Angriffe auf die Beschäftigten abgewehrt worden
seien.  So  titelt  die  SAV:  „Angriff  abgewehrt,  Gegenoffensive  verpasst“.
Ähnlich  sieht  das  Olaf  Harms  in  der  UZ „Licht  und  Schatten“.  Die  Sol
(Sozialistische Organisation Solidarität)  meint:  „Kampfkraft  nicht genutzt“
und „ernüchterndes Ergebnis“. Auch RIO nennt das Ergebnis „,mager“. Die
Rote Fahne schreibt „das Ergebnis: ein fauler Kompromiss, weil die volle
gewerkschaftliche Kampfkraft nicht eingesetzt wurde“.

Apparat

Alle diese Einschätzungen sind näher an der Realität als die selbstgefällige
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Lobhudelei, die ver.di selbst verbreitet. Letztere wird nicht besser dadurch,
dass  ein  Teil  der  Mitglieder  das  Einknicken  der  Verhandlungsführung
unterstützte oder keine Alternative dazu sah. Aber sehr viele protestieren
auch gegen diesen Abschluss auf Webseiten von ver.di oder in öffentlichen
Medien. Aus den Kreisen der vielen Gewerkschaftssekretär_Innen, von denen
etliche in linken Organisationen wie DIE LINKE, IL oder marx21 politisch
organisiert sind, ist kein Anflug einer Kritik zu hören, alle tragen brav die
Entscheidung  mit.  Sie  verwechseln  die  Disziplin  innerhalb  einer
Arbeiter_Innenorganisation,  beschlossene  Aktionen  auch  gemeinsam
durchzuführen,  mit  einer  innerhalb  eines  Apparates  gegen  diese
Organisation: In einer Phase, in der ein Abschluss diskutiert werden soll,
vertreten diese „Hauptamtlichen“, wie sie sich selber nennen, die Linie der
Spitze  und bekämpfen  die  Kritik,  die  von  der  Basis  geäußert  wird.  Das
Gleiche gilt für die breite Masse der betrieblichen Spitzenfunktionär_Innen,
der sogenannten Ehrenamtlichen, der linken wie der rechten.

Diese Einstellung der „Linken“ in der Struktur von ver.di ist verheerend. Sie
führt erstens dazu, dass sich die Kritik aus der Basis nicht wirklich innerhalb
der Gewerkschaft ausdrücken kann. Diejenigen, die innerhalb der Strukturen
Funktionen  innehaben,  weigern  sich,  sich  zum Sprachrohr  der  Kritik  zu
machen. Sie überlassen die Basis sich selbst und sind hauptverantwortlich
dafür,  wenn  jetzt  gerade  kritische  Kolleg_Innen  den  Laden  verlassen.
Zweitens sind damit auch die nächsten Niederlagen vorprogrammiert. Dies
wird innerhalb von ver.di vor allem der ÖPNV sein mit den Tarifverträgen
Nahverkehr.  Für  die  ganzen  schlechter  und  schwächer  organisierten
Beschäftigtengruppen ist das Signal, das ver.di gegeben hat, eine wirkliche
Entmutigung.

Diese Verweigerung der Linken im ver.di-Apparat, sich zum Sprachrohr der
kritischen Teile der Gewerkschaftsbasis zu machen, wird übrigens voll auch
von der Partei DIE LINKE getragen. Der Vorstand hat bisher kein einziges
Wort der Kritik veröffentlicht und damit gezeigt, dass die Partei in dieser
Frage als Wasserträgerin des reformistischen ver.di-Apparates fungiert und
null Unterschied zur SPD darstellt. Auf unterer Ebene der Linkspartei gab es
kritiklosen Jubel  (Niedersachsen),  leichte  Kritik  (z.  B.  Oberhausen),  aber
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auch kommunale MandatsträgerInnen, die sich von Anfang an mit Blick auf
ihre Gemeindefinanzen gegen die Forderungen gestellt hatten.

Zurückbleiben

Aber auch die Gruppen und Organisationen, die Kritik an dem Abschluss
üben, müssen sich fragen, ob ihre Antworten ausreichend sind. So ist das
Bemühen,  dem  Abschluss  noch  etwas  Gutes  abzugewinnen,  mehrfach
problematisch:  Erstens  führt  es  zu  falschen  oder  unzureichenden
Schlussfolgerungen  bezüglich  der  betroffenen  Kolleg_Innen.  Zweitens  zu
falschen Perspektiven für die weiteren Tarifrunden und alle Abwehrkämpfe
gegen die Krise.

Erstens gehört es zum ABC jeglicher Verhandlung auf jeglichem Gebiet, dass
auch weitergehende Forderungen aufgestellt werden, auf die im Laufe der
Verhandlungen verzichtet werden kann. Frank Werneke beispielsweise hat ja
sehr offen zum Thema Laufzeit erklärt, dass die Forderung nach einem Jahr
nie ernst  gemeint  gewesen sei,  „weil  da ja  dann Bundestagswahl“ wäre.
Warum  das  nicht  gehe,  ist  damit  noch  nicht  erklärt,  aber  anschaulich
dargestellt,  wie  die  Spitzen  der  Bürokratie  zur  „demokratischen
Beschlüssen“ stehen. Natürlich stellt auch die andere Seite weitergehende
Forderungen als Verhandlungsmasse auf. Linke sollten daraus lernen, nicht
Scheinerfolge  zu  preisen  oder  kleine  Lichter  im  großen  Schatten
auszumachen.

Zum Zweiten ist es eine sehr gängige Methode bei Tarifabschlüssen, diese
möglichst  nicht  nachrechenbar  zu  gestalten:  Tariferhöhungen,  die  in  die
Lohnstruktur  eingehen,  werden  mit  Einmalzahlungen  vermengt.  Gerne
können  einzelne  Positionen  in  einzelnen  Bereichen  zeitlich  verschoben,
manchmal können bestehende Zahlungen angerechnet werden. Das Ganze
dann  unterschieden  nach  Einkommenshöhe  usw.  Das  lässt  jede  Menge
Spielraum für Schönrechnerei.

Ver.di  hat  diesmal  vor  allem auf  den  Trick  gesetzt,  die  Minderheit  der
Beschäftigten in Krankenhäusern besserzustellen gegenüber allen anderen,
die Reallohnverlust erleiden werden.

https://www.mdr.de/nachrichten/politik/regional/kritik-linken-politiker-streiks-oeffentlicher-dienst-100.html


Die Krankenhausbeschäftigten, die noch im öffentlichen Dienst arbeiten und
für  die  der  Tarif  gilt,  stellen  übrigens  auch  nur  die  Minderheit  der
Gesamtbeschäftigten in diesem Sektor dar. Ver.di hat also als Preis für diese
Abschlusskosmetik mit einer neuen Spaltungslinie bezahlt, mit einem hohen
Frust bei der Masse der Beschäftigten im öffentlichen Dienst und besonders
bei denen, die an anderer Stelle im Gesundheitswesen arbeiten, zum Beispiel
als Rettungssanitäter_Innen oder in den Gesundheitsämtern.

Es ist  also ein Fehler für Linke,  dies mit  dem reinen Geldbeutelblick zu
analysieren und als „gut für die einen, schlecht für die anderen“ zu befinden.
Die Spaltung schwächt die gesamte Klasse, auch diejenigen, die noch ein
paar Rosinen abbekommen. Sie ist vor allem schlecht in einer Zeit, in der die
Klasse als Ganzes angegriffen wird und zwar nicht nur ökonomisch, sondern
auch politisch, wo dieser Angriff vom bürgerlichen Staat organisiert wird,
aber auch von rechten PopulistInnen. Heute, wo es so bitter nötig ist, dass
wir die Perspektive „uns als Klasse gemeinsam gegen Kapital und Staat zu
wehren“ gegen nationalistische und rassistische Demagogie verbreiten, sind
der Reallohnverlust und die Entsolidarisierung durch diesen Tarifabschluss
politisch verheerend. Sie stellen genauso eine Spaltung der Klasse dar wie
die Standortpolitik der IG Metall, die die Beschäftigten dazu erzieht, ihre
Interessen auf Kosten der Leiharbeiter_Innen und der Kolleg_Innen bei der
Konkurrenz im eigenen Konzern, in anderen Unternehmen oder in anderen
Ländern zu sichern.

Die Halbherzigkeit  in der Analyse,  das Bemühen, auch da noch Licht zu
sehen, wo keines ist, fällt im Grunde auf die Strickmuster der Bürokratie für
Tarifabschlüsse  und  zugleich  auf  deren  ökonomistische,  unpolitische
Herangehensweise  herein.  Das  wird  dann  auch  bei  Schlussfolgerungen
deutlich, die von den meisten Linken gezogen werden. Fast alle weigern sich,
eine Niederlage zu erkennen, wo sie stattfindet. Aber aus Niederlagen muss
man  lernen.  Das  gilt  für  Linke  ebenso  wie  für  gewerkschaftliche
AktivistInnen  und  die  große  Masse.

Die  entscheidende  Antwort  auf  eine  Führung,  die  bewusst  Niederlagen
organisiert, ist der Kampf für eine neue!



Kritik von links auf halbem Wege

Dies  formuliert  am klarsten  die  VKG:  „Festzuhalten  ist:  Zu  einem solch
umfassenden Kampf war die Gewerkschaftsführung offenbar nicht  bereit,
einen solchen wagen sie seit langem nicht mehr zu führen. Und von der Basis
her gab es die große Druckwelle nicht, die den Apparat in diese Richtung
unter  Druck  gesetzt  hätte.  Dies  hängt  auch  damit  zusammen,  dass  auf
gesamtgewerkschaftlicher  Ebene  eine  sichtbare  klassenkämpferische
Strömung  fehlt,  die  für  Unentschlossene  eine  Orientierungshilfe  oder
Ermutigung hätte sein können. Diese gilt es aufzubauen.“ Leider scheut sich
auch diese Erklärung, eine Niederlage als das zu bezeichnen, was sie ist.
Unsere  GenossInnen  im  Koordinationskreis  der  VKG  sind  hier  in  der
Minderheit geblieben.

Auch die Sol, ebenfalls Teil der VKG, fordert in ihrer Erklärung: „Nun geht es
darum, eine kämpferische Opposition innerhalb von ver.di aufzubauen, um
zukünftig wirkliche Verbesserungen zu erreichen.“

Die SAV, obwohl auch Teil der VKG, kann sich in ihrer eigenen Erklärung
nicht  dazu  entschließen,  eine  Opposition  in  den  Gewerkschaften  als
Perspektive  anzugeben.  Sie  beschränkt  sich  darauf,  von  der
Gewerkschaftsführung den Bruch mit der Großen Koalition und der SPD zu
fordern:  „Für  eine  solche  politische  Kampagne  muss  sich  die
Gewerkschaftsführung aber mit  den Parteien in der Großen Koalition im
Bund anlegen, anstatt der SPD bei den Wahlen weiter die Treue zu halten.“

Ja, sie kritisiert die ver.di-Führung nur dafür, eine „Gelegenheit verpasst“ zu
haben, „Kämpfe zusammenzuführen und die nötige gesellschaftliche Antwort
in diesen Zeiten zu geben und den Widerstand aufzubauen.“ Ob Werneke für
solche guten Ratschläge ein offenes Ohr hat?

Olaf Harms in der UZ beschreibt sehr richtig, was politisch nötig wäre: der
Kampf  gegen  Fal lpauschalen  und  Pr ivat is ierung  sowie  für
Arbeitszeitverkürzung  (AZV):  „Es  gilt  nun  nicht  nachzulassen,  den
gestiegenen Kampfgeist auch angesichts der offensichtlichen Widersprüche
in dieser Krise zu nutzen, weiter zu diskutieren und zu kämpfen: Für mehr

https://www.vernetzung.org/angriffe-abgewehrt-mageres-ergebnis/


Personal,  kürzere  Arbeitszeiten  und  bessere  Arbeitsbedingungen.  Eine
Erhöhung  des  Personals  in  den  Krankenhäusern  ist  entsprechend  des
tatsächlich  vorhandenen  Bedarfes  mittels  einer  Personalbemessung
notwendig. Mit den bestehenden Fallpauschalen ist das nicht zu machen – sie
müssen weg. Nach der überfälligen Angleichung der Arbeitszeiten von Ost an
West  muss  endl ich  d ie  Forderung  über  e ine  grundlegende
Arbeitszeitverkürzung bei  vollem Lohn-  und Personalausgleich  verhandelt
werden – 30 Stunden die Woche sind genug. Und es geht um den Kampf
gegen Privatisierungen in der öffentlichen Daseinsvorsorge.“

Aber er verschweigt,  dass diese Forderungen und Ziele bewusst von der
Führung aus dem Tarifkampf ausgeklammert worden waren: Die AZV war
schon ein Beschluss des letzten Gewerkschaftstages. Dass die Privatisierung
und die Fallpauschalen angegriffen werden sollten, dafür gab es Beschlüsse
vor der Tarifrunde. Die Frage nicht aufzuwerfen, warum die Bürokratie, das
verhindern wollte und verhinderte, heißt letztlich, deren Politik abzudecken
und den Basisaktivist_Innen zu raten, einfach tapfer weiterzukämpfen, so wie
es auch die reformistischen Führer_Innen der Gewerkschaften immer nach
Niederlagen tun.

Auch RIO greift in ihrer ersten Stellungnahme einen richtigen Ansatz auf: Sie
schlägt  vor,  von  der  Basis  her  die  Ablehnung  des  Tarifergebnisses  zu
organisieren.  „Das  Verhandlungsergebnis  muss  von  allen  Beschäftigten
abgestimmt  werden  und  das  Abstimmungsergebnis  sollte  mit  einfacher
Mehrheit für die Bundestarifkommission (BTK) und alle Gremien von ver.di
bindend  sein.“  In  einem  anderen  Artikel  wird  gefordert:  „Es  braucht,
besonders  jetzt  nach  dem  Tarifabschluss,  demokratische  Online-
Versammlungen der Beschäftigten und ein Programm, um gewerkschaftlich
Druck für weitere Kämpfe aufzubauen.“ Wie aber eine Bewegung der Basis in
einer Organisation organisiert werden soll,  deren Organisationsstrukturen
von der  Bürokratie  beherrscht  werden,  sagt  RIO nicht  –  auch wenn sie
generell  eine  scharfe  Kritikerin  der  Bürokratie  ist.  Der  Aufbau  einer
klassenkämpferischen Basisbewegung kann aber nicht mit einer spontanen
Bewegung  von  unten  gleichgesetzt  werden,  insbesondere  wenn  jeder
Spontaneismus  von  Corona  gedämpft  wird.



Bleiben  noch  die  Stimmen  aus  dem  postautonomen  Spektrum.  Im  AK
schrieben Daniel und Lisa (IL) noch vor dem Abschluss zu Recht, dass „es
sich bei den aktuellen Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst um eine
Schlüsselauseinandersetzung  in  den  heraufziehenden  Verteilungskämpfen
um die Finanzierung der Krisenkosten handelt.  Ihre politische Bedeutung
geht jedoch über eine bloße Umverteilung von Geldern hinaus, denn diese
Tarifrunde ist auch ein feministischer Kampf: Sie betrifft wichtige Bereiche
des  öffentlich  verwalteten  gesellschaftlichen  Reproduktionssektors.“  Aber
schon da verzichteten sie darauf, die Führung dieser Tarifrunde durch ver.di
auch  nur  mit  einem  Wort  an  dieser  politischen  Erkenntnis  zu  messen.
Vielmehr wird die  Unverschämtheit  der  Arbeit„geber“_Innen beklagt  und
ver.di noch für den „Gesundheitstisch“ gelobt. Dabei war schon damals klar,
dass  dieser  keineswegs  die  ursprünglichen,  schon  fallengelassenen
Forderungen  nach  Privatisierung,  Abschaffung  der  Fallpauschalen,
Personalbemessungsschlüssel  verfolgen  würde,  sondern  die  Spaltung  der
ÖD-Belegschaften vorbereitete.

So fokussiert der Artikel auf die Bewusstseinserweiterung der Beschäftigten:

„Wir haben es den erfolgreichen Kämpfen der letzten Jahre zu verdanken,
dass es überhaupt zu einem Konflikt kommt und ver.di eine Nullrunde – und
damit den Einstieg in die nächste Runde Austeritätspolitik – nicht einfach
akzeptiert. Auch dass der Widerspruch zwischen Dankbarkeit und materieller
Anerkennung so deutlich zutage tritt, ist ein Erfolg der vergangenen Kämpfe
von Krankenhausbeschäftigten.  Es ist  unsere Aufgabe als  radikale  Linke,
genau in diese Widersprüche zu intervenieren und uns mit den Beschäftigten
aktiv  zu  solidarisieren.“  Also  ver.di  ist  irgendwie  scheiße  und  hätte  am
liebsten ’ne  Nullrunde akzeptiert,  aber  wir  haben keine  politische Kritik
daran,  solidarisieren uns  mit  den Beschäftigten,  helfen  ihnen aber  nicht
gegen  die  Bürokratie.  Das  ist  eine  „radikale  Linke“  so  recht  nach  dem
Geschmack von Frank Werneke.

Ähnlich  die  RAS  aus  Stuttgart.  Ihre  Unterorganisation  „Solidarität  und
Klassenkampf“  benennt  in  ihrer  Analyse  viele  der  Schwachstellen  des
Ergebnisses und geht von einer starken Ablehnung dessen aus: „Deshalb
fordern wir auch alle Beschäftigten auf, bleibt ver.di Mitglieder! Nichts wäre

https://www.akweb.de/bewegung/tarifrunde-im-oeffentlichen-dienst-auch-heldinnen-muessen-miete-zahlen/)


falscher,  als  auszutreten  und  unsere  Kampfkraft  zu  schwächen.“
(https://solidaritaet-und-klassenkampf.org/2020/10/ein-respektables-ergebnis-
oder/) Aber der Vorwurf der Schwächung wird keineswegs an die Führung
gerichtet  und  es  wird  auch  kein  Kampf  gegen  diese  propagiert  jenseits
dessen, das Ergebnis in Abstimmungen abzulehnen.

Das Fehlen einer expliziten Kritik am Vorgehen des Apparates in Verbindung
mit der Perspektive, dass die Beteiligung an den Streiks nur größer werden
müsste, um mehr Druck auf die Arbeit„geber“_Innenseite aufzubauen, um ein
besseres Ergebnis zu erzielen, bedeutet:  Es wird letztlich die Schuld der
Gewerkschaftsbasis in die Schuhe geschoben, die halt noch nicht so weit sei.

Stattdessen sollen die  Unzufriedenen für  den Sozialismus kämpfen:  „Wir
wollen aber mehr als die Gewerkschaften. Uns geht es nicht nur um ein paar
Prozente mehr oder weniger, sondern um ein grundlegend anderes System.“
Der Weg dahin ist natürlich „lang“. Deshalb tut es auch den reformistischen
Bürokrat_Innen nicht weh, wenn die Genoss_Innen der RAS ihnen heute brav
keine Steine in den Weg legen.

Hoher Aktivismus, wie ihn die RAS und ihr Umfeld an den Tag legen, ist gut.
Aber er ist kein Mittel um die rechten, prokapitalistischen Positionen des
Gewerkschaftsapparats zu bekämpfen. Einflussnahme der Basis, wie sie RIO
propagiert, ist nötig im Kampf gegen die Bürokratie, aber sie braucht noch
Organisierung  unabhängig  von  jener  und  ein  entsprechendes  politisches
Kampfprogramm. Die VKG und die darin aktiven Gruppen haben den Schritt
gemacht,  die  aktuellen  Kämpfe  mit  dem permanenten  Eintreten  für  den
Aufbau  einer  antibürokratischen  Opposition  in  den  Gewerkschaften  zu
verbinden.

Es sind Auseinandersetzungen wie dieser Tarifkampf, die aufzeigen, was das
Ziel einer solchen Opposition sein muss: Eine Verankerung in den Betrieben
aufzubauen  und  eine  Struktur,  die  das  Monopol  der  Bürokratie  in  der
Propaganda und der Aktion durchbrechen kann: eine klassenkämpferische
Basisbewegung.

Wir wenden uns an alle kritischen und unzufriedenen Kolleg_Innen genauso

https://solidaritaet-und-klassenkampf.org/2020/10/ein-respektables-ergebnis-oder/


wie an die Organisationen der radikalen Linken, die diesen Abschluss kritisch
bewerten: Zieht die entscheidende Konsequenz aus dieser Niederlage: Bauen
wir gemeinsam die VKG auf, bündeln wir unsere Kräfte gegen die Bürokratie
und führen wir eine solidarische Debatte, um unsere Differenzen zu klären!

Gi-Ga-Generalstreik  am  20.9.!
Warum  die  Gewerkschaften
bisher  nicht  mitmachen  wollen
und  wir  sie  aber  dringend
brauchen.
Stellt euch mal vor, die Fridays-for-Future Großaktionen am 20.9. werden
noch ein  bisschen anders  als  wir  es  sonst  von unseren Schulstreiks  am
Freitag  kennen.  Neben  den  Tausenden  von  Schüler_innen  mit  bunten
Schildern in den Händen könnten an diesem Tag noch einmal mindestens
doppelt so viele Arbeiter_innen in grellen Warnwesten und mit den Fahnen
ihrer  Gewerkschaften  stehen.  Ein  lautstarker  Demonstrationszug  mit
hunderttausenden von Menschen könnte sich in vielen Städten gleichzeitig in
Bewegung setzen. Im Unterschied zu sonst wären wir nicht nur wesentlich
mehr Menschen sondern es würde auch niemand um uns herum arbeiten.
Keine Straßenbahn würde an uns vorbeifahren und keine Bauarbeiter_innen
würden von Gerüsten auf uns mit fragenden Blicken herabschauen. Es wäre
nämlich ein Generalstreik. Mit Fridyas for Future konnten wir bereits viel
Aufmerksamkeit generieren und das Klimaproblem stärker in den Fokus der
öffentlichen Debatte rücken. Doch noch immer haben wir es nicht geschafft,
die Politik wirklich zum Handeln zu bewegen. Das könnte sich durch einen
Generalstreik am 20.9. ändern, denn wenn alles stillsteht, bleiben auch den
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Konzernen  ihre  Profite  aus  und  die  Politiker_innen  sind  gezwungen  zu
handeln.  Der  Generalstreik  ist  die  stärkste  Waffe,  die  wir  als  Menschen
haben, die selber kein Vermögen auf dem Konto, eigene Fabriken oder große
Ländereien besitzen, um für unsere politischen Ziele zu kämpfen.

„Ausstempeln“ bis zum Generalstreik?

Ist es also das, was uns am 20.9. erwartet? Mehrere Prominente wie zum
Beispiel der Fernsehmoderator Joko Winterscheidt haben schließlich bereits
öffentlich ihre Solidarität mit unserem Klimageneralstreik ausgedrückt und
dazu aufgerufen, an den Aktionen teilzunehmen. Dazu gehört auch Frank
Bsirske, der Chef der Gewerkschaft verdi, der zweitgrößten Gewerkschaft in
Deutschland.  Kl ingt  also  so,  als  ob  unsere  schöne  Idee  vom
Klimageneralstreik tatsächlich Realität werden könnte. Leider gibt es da nur
einen Haken: Kurz nachdem der Gewerkschaftschef seine Solidarität mit uns
ausdrückte, sagte er: „Wir rufen natürlich nicht zu einem ordentlichen Streik
auf, das geht nicht. […] Aber wer kann, sollte ausstempeln und mitmachen“.

Aber wer kann einfach so mal nicht zur Arbeit kommen, um an einer Demo
teilzunehmen? Wer hat am Ende des Sommers noch Urlaubstage übrig, um
mal  eben  „auszustempeln“?  Damit  Arbeiter_innen  streiken  können,  ohne
Angst um ihren Job oder andere Repressionen fürchten zu müssen, ist es
essenziell, dass die Gewerkschaften zum Streik aufrufen. Tun sie dies nicht,
bleibt nur einigen wenigen privilegierten Arbeiter_innen die Möglichkeit an
den Aktionen teilzunehmen. Der Streik sollte jedoch eine kollektive und keine
individualistische Aktionsform sein, denn so verliert er seine Wirkung.

Legal? Illegal? Scheißegal!

Zum anderen bleibt uns Bsirske auch eine Antwort auf die Frage schuldig,
warum  man  denn  nicht  zu  einem  ordentlichen  Streik  aufrufen  könne.
Vermutlich  würde er  ähnlich  wie  auch Anfang des  Jahres  bezüglich  des
internationalen Frauenstreiks  antworten,  dass  in  Deutschland sogenannte
„politische Streiks“ verboten seien. Gewerkschaften dürften Streiks lediglich
als letztes Mittel nutzen, um Druck in Tarifverhandlungen auszuüben. Sorry
Frank,  aber du erzählst  hier mal  wieder Mist.  Schließlich gibt  es genug



Beispiele für politische Streiks in Deutschland. Prinzipiell sind diese auch
nicht von der Verfassung verboten. Es gibt lediglich eine Tradition in der
Rechtsprechung  des  Bundesarbeitsgerichtes,  die  Streiks  ohne  Bezug  zu
laufenden Tarifverhandlungen häufig mit Einschränkungen und Repression
belegt.  Langjähriger  Präsent  des  Gerichtes  und  Architekt  der
arbeiter_innenfeindlichen  Urteile  war  übrigens  der  NS-Jurist  Hans-Carl
Nipperdey,  der  schon  unter  Hitler  begeistert  die  nationalsozialistische

Einheit  zwischen  Angestellten  und  Unternehmern  beschwor1.  Außerdem
könnte sich unser verängstigter Frank dann auch mal mit den anderen DGB-
Gewerkschaften an einen Tisch setzen und zusammen überlegen, ob sie nicht
weitere Streikaktionen durchführen wollen, um mögliche Finanzstrafen des
Bundesarbeitsgerichtes abzuwenden.

Zum anderen ist es eigentlich auch gar nicht wichtig, ob ein Generalstreik im
Einklang  mit  dem  geltenden  Recht  in  Deutschland  steht.  Die  großen
Generalstreiks  in  der  Geschichte  der  Arbeiter_innenbewegung  in
Deutschland  waren  es  zumindest  auch  nicht:  Ob  die  Massenstreiks  zur
Beendigung des  Ersten Weltkrieges,  der  Generalstreik  der  die  Weimarer
Republik  vor  einem  faschistischen  Putsch  1920  gerettet  hat  oder  der
Generalstreik, der uns 1948 vor dem krassesten Marktradikalismus bewahrt
hat. Und trotzdem konnten sie ihre politischen Ziele einfach so entgegen dem
geltenden bürgerlichen Recht durchsetzen. Was soll auch so ein Stück Papier
gegen die geballte Kraft der Arbeiter_innenklasse ausrichten? Schließlich hat
ein Generalstreik mit  Millionen Unterstützer_innen auch eine viel  höhere
demokratische Legitimität  als  irgendein von Fascho-Juristen konstruiertes
Urteil. Die Herrschenden sind dadurch gezwungen auf die Interessen der
streikenden Massen einzugehen und können, sollten sie dies nicht tun, durch
weitere Aktionen sogar entmachtet werden.

Die soziale Frage aufwerfen

Allen falschen Ausreden und Opportunismus von unserem verdi-Frank zum
Trotz  ist  es  dennoch  schon  einmal  ein  gutes  Zeichen,  wenn  sich  die
zweitgrößte  Gewerkschaft  in  Deutschland  mit  den  Protesten  solidarisch
zeigt.  Viele andere Gewerkschaften haben dies bisher nicht getan. Dabei



wäre  das  eigentlich  bitter  nötig,  denn  die  Klimakrise  betrifft  uns  alle.
Besonders uns Jugendliche und Lohnabhängige, denn die Reichen können
sich viel besser vor den Auswirkungen des Klimawandels schützen, während
wir speziell in ärmeren Ländern seinen Folgen vorwiegend ausgesetzt sind.
Die  Klimakrise  hat  also  eine  soziale  Dimension,  eine  Klassendimension,
weshalb  wir  den  Kampf  dagegen  auch  mit  der  sozialen  Frage,  der
Klassenfrage, verknüpfen müssen. So müssen wir dafür eintreten, dass die
Kosten der Klimakrise nicht auf dem Rücken der Arbeiter_innen und der
Jugend ausgetragen wird (z. B. durch Ökosteuern oder Massenentlassungen
in  umweltschädlichen  Industrien).  Wir  müssen  dafür  sorgen,  dass  die
Klimafrage und die soziale Frage nicht gegeneinander ausgespielt sondern
miteinander verbunden werden. Das heißt also nicht Jobs in der Braunkohle
zu retten damit weitergebaggert und verpestet wird. Vielmehr heißt das neue
Jobs  in  der  Gewinnung  regenerativer  Energien  zu  schaffen  und  durch
Umschulungen, höhere Löhne und Arbeitszeitverkürzungen gleichzeitig für
bessere  Arbeit  und ein  besseres  Klima zu kämpfen.  Dafür  brauchen wir
jedoch auch in Fridyas for Future ein Verständnis und Sensibilität für die
existenziellen Sorgen und Nöte der  Beschäftigten und keine abgehobene
Ignoranz, wie sie in der Debatte manchmal vorkommt. Sprüche wie „Sucht
euch  doch  einfach  nen  Job  in  nem Öko-Startup!“  oder  „Wir  alle  sollten
einfach nur noch Bio-Produkte kaufen!“ helfen da wenig weiter und spiegeln
vielmehr die privilegierte Position einiger Aktivist_innen wider.

Good old Klassenkampf is needed!

Dass jedoch heute nicht alle Arbeiter_innen und Gewerkschaftsmitglieder so
Feuer und Flamme für den Aufbau einer kämpferischen Umweltbewegung
eintreten und wir Schüler_innen und Studierenden es in Fridays for Future
dagegen schon tun, hat viel mit den desillusionierenden Erfahrungen der
Gewerkschaftsbewegung in  den letzten Jahrzehnten zu tun (die  wir  zum
Glück nicht machen mussten). So hat die Gewerkschaftsführung mit ihrer
Politik der Sozialpartnerschaft (was so viel wie Kooperation zwischen Kapital
und Arbeit anstelle von Klassenkampf heißt) für Vertrauensverlust, Trägheit
und Passivität unter den Gewerkschaftsmitgliedern gesorgt. Und das, obwohl
Umweltschutz seit  dem Entstehen der Arbeiter_innenbewegung eigentlich



immer ein zentrales Thema der Gewerkschaften war. Damals ging es vor
allem noch um den Kampf gegen den Einsatz lebensgefährlicher Chemikalien
in  der  Produktion,  die  die  Gesundheit  von  Mensch  und  Natur  massiv
bedrohten. Im Zuge der Sozialpartnerschaft haben die Gewerkschaften dann
das Umweltthema und viele  andere politische Fragen nach und nach im
Aktenschrank der Geschichte verstaut und sich von den Unternehmen aus
der Sphäre der Politik drängen lassen, sodass sie sich heute nur noch für
Tarifverhandlungen zuständig fühlen.

In diesem Aktenschrank müsste sich auch ein Schredder befinden, dem die
internationale Solidarität zum Opfer gefallen ist. Mit der Sozialpartnerschaft
ging  nämlich  auch  die  Entfaltung  der  nationalistischen  Orientierung der
Gewerkschaften einher, die den Ausbau Deutschlands zur Exportmacht der
Solidarität mit Arbeiter_innen weltweit vorzieht. Doch da der Kampf gegen
die  Klimakrise  global  stattfinden  muss,  brauchen  wir  internationale
Solidarität statt nationalistischer Spaltung. Dies wird umso deutlicher, wenn
wir uns vor Augen führen, dass sich der Klimawandel auch zu einem der
wichtigsten  Fluchtgründe  entwickeln  wird.  Wenn  wir  also  die
Arbeiter_innenklasse  ernsthaft  für  Fridyas  for  Future  gewinnen  wollen,
müssen wir  sie  davon überzeugen,  die  Politik  der  Sozialpartnerschaft  zu
beenden indem wir zwei Sachen von den Gewerkschaften einfordern:

Hört  auf  euch von den Unternehmen bevormunden und mundtod1.
machen zu lassen und fangt endlich wieder an, euch als politische
Kampforgane der Klasse zu begreifen, indem ihr euch zum Beispiel
entschieden gegen die Klimakrise positioniert.

Brecht  mit  eurer  nationalistischen  Standortideologie,  denn  dem2.
Klima sind nationalstaatliche Grenzen ziemlich egal.  Zum anderen
kann die Aufgabe einer ökologisch-nachhaltigen Umgestaltung der
Produktion  insbesondere  für  die  deutsche  Wirtschaft,  die  auf  die
Verwertung  von  Rohstoffressourcen  und  billiger  Arbeitskraft  im
Ausland angewiesen ist, nur international gedacht werden kann. Holt
euch  von  uns  ein  wenig  Nachhilfeunterricht  zum  Thema
„Klimagerechtigkeit“  ab.



Die Gewerkschaftsführungen werden sich vermutlich leider nicht so leicht
von unseren Argumenten überzeugen lassen – auch wenn sie gut sind. Das
liegt daran, dass sie selber viel zu tief in der Scheiße mit drinstecken und
ihre eigenen Privilegien verlieren könnten. Es braucht also aktiv Druck aus
der Gewerkschaftsbasis gegen die Führung, sonst machen die gar nichts. Der
20.9. kann dabei ein Startschuss sein, um die Diskussion neu zu entfachen,
wie  Gewerkschafts-  und  Umweltbewegung  vereint  werden  können.  Doch
lasst uns nicht nur quatschen sondern auch machen und jede_r Arbeiter_in
auf unseren Demos willkommen heißen. Ziel muss es sein, eine internationale
Bewegung  der  Jugend  und  der  Arbeiter_innen  aufzubauen,  die  durch
Massenstreiks  und  Besetzungen  unser  Interesse  an  der  Rettung  dieses
Planeten durchsetzt.

1 Vgl. ak Nr. 651, S.23

Weitere  Kürzungen  im
öffentlichen Dienst – Widerstand
Jetzt!
Berlin, Oberbaumbrücke. Es ist Donnerstag Mittag, 14:00 Uhr. Am Ufer
der Spree beginnen sich Gewerkschafter in Ver.di-Westen, junge und
ältere Beschäftigte zu versammeln. Der Grund ist eine Personalversammlung
unter freiem Himmel – gegen die massiven Kürzungen im öffentlichen Dienst
und  den  einhergehenden  Wegfall  des  so  genannten  Stellenpools.  Auch
Aktivist_innen von REVOLUTION und Arbeitermacht waren anwesend, um
ihre Position einzubringen.

Georg  Ismael  führte  am  Rande  der  Kundgebung  ein  Interview  für
REVOLUTION mit Ines Rohde. Sie ist bei der Ver.di Jugend organisiert und
Vorsitzende der Haupt-Jugend-und-Auszubildendenvertretung Berlins.
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REVOLUTION: Was hat dich bewegt heute hierher zu kommen?

Ich  möchte  mich  informieren,  den  Kontakt  zu  den  Kollegen  halten.  Ich
möchte aber nicht nur meine Solidarität bekunden, sondern selbst Stellung
nehmen.  Aktiv  eingreifen!  Viele  der  Anwesenden  sind  Auszubildende,
Jugendliche genau wie ich. Wir sind besonders von der aktuellen Situation im
öffentlichen Dienst betroffen.

 

REVOLUTION: Wie sieht denn die Situation aus?

Gegenfrage: Wann warst du das letzte mal auf einem Bürgeramt? Lange
Wartezeiten, nicht ausreichende Betreuung, abnehmender Service – Das alles
spiegelt  die  Situation  wieder,  die  durch  die  andauernde  Kürzungspolitik
geschaffen wird.

Aber es sind nicht die Beschäftigten, die Schuld an dieser Situation sind. Wir
arbeiten  hart  und  wollen  denen,  die  zu  uns  kommen  oder  unsere
Dienstleistungen  benötigen,  helfen.  Es  ist  die  aktuelle  Politik,  die  das
verhindert.  So  steht  zum  Beispiel  im  aktuellen  Koalitionsvertrag  von
Schwarz-Rot,  dass  die  Stellen  im  öffentlichen  Dienst  auf  100´000
herabgesenkt werden sollen. Die Situation ist bereits jetzt schlecht. Wie soll
sie erst sein, wenn der Senat seine Pläne umsetzt?

REVOLUTION: Du sprichst von Stellenstreichungen trifft das nicht die
Auszubildenden besonders hart?

Genau!  Momentan  haben  wir  zwischen  350  und  400  Auszubildende
jährlich. Übernommen werden allerdings nur rund 60 vom Land Berlin.

Viele haben berechtigte Angst davor, was nach der Ausbildung kommt.

Es wird noch irrsinniger, wenn man es mit dem Personalabbau vergleicht,
der allein altersbedingt stattfinden wird. Bis 2017 würden nur noch 78% der
jetzigen Beschäftigten arbeiten, wenn es so weiter geht.

REVOLUTION:  Glaubst  du  Schwarz-Rot  betreibt  bewusst  diese
„Ausdünnungspolitik“, indem sie die Arbeitsstellen von Kolleg_innen,
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die in Rente gehen, nicht neu vergibt?

Vorstellen könnte ich es mir schon. Man schaue sich doch nur die anderen
Maßnahmen  an:  Einschränkung  der  Mitbestimmungsrechte  von
Gewerkschaften und Beschäftigten, Kürzungen oder der Austritt Berlins aus
den  bundesweiten  Tarifverhandlungen  im  öffentlichen  Dienst,  der  eine
Spaltung  der  Aktionseinheit  der  Kolleg_innen  zur  Folge  hat.

Wichtig  ist  allerdings,  was  wir  fordern  und  tun.  Der  Politik  der
Stellenstreichung  setzen  wir  als  Jugendgewerkschaft  Forderung  wie  die
Übernahme aller Auszubildenden entgegen!

REVOLUTION:  Wie  steht  es  denn  mit  der  gewerkschaftlichen
Organisierung  der  Auszubildenden  im öffentlichen  Dienst?

 

R E V O L U T I O N  m e i n t :
Gewerkschaftliche  Organisierung
muss  durch  die  Aktion  gesteigert
werden.

Es könnte besser sein, um nicht zu sagen schlecht in einigen Bereichen.
Allerdings können wir durch entschlossene und kreative Aktionen auch die
Bekanntheit und Wichtigkeit der gewerkschaftlichen Organisierung stärken.
Insofern sollten wir die aktuellen Proteste auch als Chance begreifen.

Auch  in  den  Tarifverhandlungen  im  nächsten  Jahr  sollten  wir  als
Gewerkschaftsjugend eine stärkere Rolle spielen. Doch bis dahin wollen wir
natürlich  nicht  ruhen.  Wir  beteiligen  uns  beispielsweise  auch  an  den
bundesweiten „UmFAIRteilen“ Aktionen am 29. September. In Berlin wollen
wir einen eigenen Block organisieren.

Kurz.  wir  wollen  durch  unsere  Aktionen  den  öffentlichen  Dienst  in  den
öffentlichen Raum tragen!
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REVOLUTION: Was ist, wenn das nicht reicht – wenn der Senat darauf
nicht eingeht?

Dann sollten wir über Streiks nachdenken. Die Tarifverhandlungen kommen
bald und so kann es definitiv nicht weitergehen.

REVOLUTION  bedankt  sich  für  das  Gespräch  und  unterstützt  die
Beschä f t ig ten  und  d ie  Gewerkscha f t  i n  den  kommenden
Auseinandersetzungen.  Werde  jetzt  Mitglied  bei  Ver.di,  wenn  du  im
öffentlichen  Dienst  beschäftigt  bist!

https://mitgliedwerden.verdi.de/

